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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.10.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2022/04/0012 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2022/04/0013 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/05/0026 E 16. Februar 2017 RS 5 (hier: nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Nach der gemäß § 17 VwGVG 2014 von den Verwaltungsgerichten anzuwendenden Bestimmung des § 
13 Abs. 8 AVG kann der verfahrenseinleitende Antrag in jeder Lage des Verfahrens geändert werden; 
durch die Antragsänderung darf die Sache ihrem Wesen nach nicht geändert werden und die sachliche 
und örtliche Zuständigkeit nicht berührt werden. Im Hinblick auf diese Gesetzesbestimmung sind somit 
Projektänderungen auch im Beschwerdeverfahren in dem Umfang zulässig, als nicht der 
Prozessgegenstand, der den Inhalt des Spruches des verwaltungsbehördlichen Bescheides dargestellt hat, 
ausgewechselt wird (Hinweis E vom 27. August 2014, Ro 2014/05/0062). 
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